
art umfangreich und kompliziert ist, daß mit Weisun­
gen, die allein auf der Grundlage des Akteninhalts 
ergehen würden, die erneute Sachaufklärung durch die 
erste Instanz nicht gewährleistet werden könnte. Wird 
die Beweisaufnahme durchgeführt, dann soll die zweite 
Instanz grundsätzlich auch selbst entscheiden.

Zum Verhältnis von eigener Beweisaufnahme und Uber­
prüfungscharakter des Rechtsmittelverfahrens
Das Rechtsmittelgericht verliert in diesen Fällen der 
eigenen Beweisaufnahme auch nicht seine Stellung als 
Überprüfungsorgan, und es wird auch nicht zum Ge­
richt erster Instanz, wie Lenhardt/Reichwagen meinen. 
Es ist vielmehr seine spezifische, im Gesetz verankerte 
Aufgabe, Mängel des erstinstanzlichen Verfahrens — un­
abhängig von ihrem Umfang und ihrer Bedeutung für 
den Schuld- und Strafausspruch — zu beseitigen. Ge­
schieht dies im Einzelfall im Einklang mit dem Ver­
fahrensrecht durch Seibstentscheidung, dann beeinflußt 
es nicht den Überprüfungscharakter unseres Rechts­
mittelverfahrens, der einem Prinzip entspricht, das 
solche Ausnahmen aus wohlerwogenen Gründen aus­
drücklich zuläßt. v
Da der Überprüfung immer ein von der ersten Instanz 
— u. U. unvollständig oder fehlerhaft — festgestellter 
Sachverhalt zugrunde liegt, handelt es sich bei der 
eigenen Beweisaufnahme des Rechtsmittelgerichts auch 
in keinem Fall um die erstmalige Feststellung des ge­
samten Sachverhalts. Das erübrigt eine Auseinander­
setzung mit der Auffassung, bei der erstmaligen Fest­
stellung des gesamten Sachverhalts seien die Fehler­
quellen größer und Irrtümer nicht ausgeschlossen. Diese 
Auffassung verbindet zudem die Zahl der bei der Sach­
aufklärung möglicherweise auftretenden Mängel sche­
matisch mit der Anzahl der erfolgten Überprüfungen 
und abstrahiert von der Schwierigkeit der auftretenden 
Probleme und der Qualität der Überprüfung.

Zum Verhältnis von eigener Beweisaufnahme und Recht 
auf Verteidigung
Lenhardt/Reichwagen führen weiter aus, das Recht auf 
Verteidigung werde beeinträchtigt, wenn der Ange­

klagte mit einem durch die zweitinstanzliche Beweis­
aufnahme neu festgestellten Sachverhalt „erstmalig 
und zugleich letztmalig konfrontiert“ werde, aber die 
Entscheidung nicht mehr anfechten kann. Auch darin 
kann ihnen nicht zugestimmt werden.

Fälle, in denen ein neuer Sachverhalt festgestellt wird, 
der dem Angeklagten völlig unbekannt ist, kann es in 
Anbetracht der bereits von der ersten Instanz getroffe­
nen Feststellungen nicht geben. Zudem müssen sich 
auch die in zweiter Instanz getroffenen Feststellungen 
an den in § 241 Abs. 2 StPO gegebenen Rahmen halten, 
wonach Gegenstand der Urteilsfindung das in der An­
klage bezeichnete und vom Eröffnungsbeschluß erfaßte 
Verhalten des Angeklagten ist, wie es sich nach dem 
Ergebnis der Hauptverhandlung darstellt. Änderungen 
auch zu wichtigen Fakten des Sachverhalts, die sich im 
Rahmen der dem Angeklagten bekannten Beschuldi­
gung ergeben, sind aber nichts Außergewöhnliches. Auf 
sie kann der Angeklagte in der Hauptverhandlung der 
zweiten Instanz ebenso wie in erster Instanz durch die 
Wahrnehmung seiner garantierten Rechte Einfluß neh­
men, und zwar unabhängig davon, ob über seine Beru­
fung oder über den Protest des Staatsanwalts verhan­
delt wird.

Das Recht auf Verteidigung umfaßt aber nicht das Recht, 
verlangen zu können, daß jeder für den Schuld- und 
Strafausspruch bedeutsame Umstand des Sachverhalts 
durch eine zweite Instanz überprüft wird. Ein solches 
Recht des Angeklagten würde die Beweisaufnahme des 
Rechtsmittelgerichts auf Fragen beschränken, die für 
die Entscheidung unwesentlich sind. Andere Fragen der 
Sachaufklärung müßten stets der ersten Instanz über­
lassen werden, und die Möglichkeiten zur Selbstent­
scheidung des Rechtsmittelgerichts nach eigener Beweis­
aufnahme würden praktisch bedeutungslos sein. Aus 
der Regelung der Möglichkeiten zur Selbstentscheidung 
in § 301 StPO ergibt sich jedoch, daß das Rechtsmittel­
gericht nach Durchführung einer eigenen Beweisauf­
nahme alle Entscheidungen — bei Protest zuungunsten 
des Angeklagten auch hinsichtlich einer Straferhöhung — 
selbst treffen kann.

Aus anderen sozialistischen Ländern

W. SESSIN, Abteilungsleiter im Rayonkomitee der KPdSU und Vorsitzender
des methodisch-koordinierenden Rates für Rechtspropaganda im Rayon Bondarsk, Gebiet Tambowsk 
W. LAPSCHIN, Stellv. Leiter der Abt. Justiz beim Exekutivkomitee 
des Sowjets der Deputierten der Werktätigen des Gebiets Tambowsk

Der methodisch-koordinierende Rat für Rechtspropaganda im Rayon
Vor zwei Jahren wurde bei der Abteilung Justiz des 
Exekutivkomitees des Sowjets der Deputierten der 
Werktätigen im Gebiet Tambowsk der methodisch­
koordinierende Rat für Rechtspropaganda geschaffen. 
Auf seinen Sitzungen, die quartalsweise durchgeführt 
werden, legt dieser Rat die Wege, Formen und Metho­
den der Rechtserziehung der Bevölkerung fest, verall­
gemeinert positive Erfahrungen und beschäftigt sich 
mit der Durchsetzung dieser Arbeit in den Dienststel­
len, in einzelnen Einrichtungen, in Betrieben und Orga­
nisationen.
In den meisten Städten und Rayons des Gebiets wurden 
ebensolche Räte gebildet. Die Leitung übernahmen 
verantwortliche Mitarbeiter der Rayon- und Stadtkomi­
tees der Partei, der Exekutivkomitees der Stadt- und 
Rayonsowjets, der Volksgerichte und der Staatsanwalt­

schaften. So wurde z. B. im Jahre 1972 im Rayon Bon­
darsk beim Rayonkomitee der KPdSU ein methodisch­
koordinierender Rat für Rechtspropaganda geschaffen, 
der aus 13 Mitgliedern besteht. Der Rat leitet die Tätig­
keit der staatlichen Organe und gesellschaftlichen Orga­
nisationen auf dem Gebiet der Rechtspropaganda und 
Rechtserziehung der Bürger methodisch an und koor­
diniert die Aktivitäten auf diesem Gebiet.
Auf Initiative des Rates und mit Hilfe seiner Mitglie­
der wurden beim örtlichen Rundfunk und bei der 
Rayonzeitung „Volkstribüne“ gesellschaftliche Redak­
tionen geschaffen. Qualifizierte Juristen stellen hier 
quartalsweise die Pläne für Veröffentlichungen in den 
Zeitungen und für Rundfunkbeiträge auf.
Zur besseren Organisation der Rechtserziehung der 
Schüler wurden auf Empfehlung des Rates den Mittel-

400


